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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Abfélle

La CEATE-CE a décidé de donner suite a une initiative parlementaire Fournier (pdc, VS)
proposant de modifier la LPE afin, d'une part, d'y introduire la possibilité pour les
cantons d’obtenir une garantie financiere couvrant les colts des mesures
d’assainissement d'un site pollué et, d'autre part, de soumettre & l'autorisation du
canton concerné le fractionnement d'une parcelle figurant au cadastre des sites
pollués. Ces deux mesures visent a éviter que les frais d’assainissement d’un site pollué
ne soient a la charge de la collectivité lorsque le responsable du dommage ne peut étre
identifié. '

Damit bei Sanierungen belasteter Standorte der Verursacher auch tatsachlich die
Haftung Ubernimmt, verlangt eine parlamentarische Initiative Fournier (cvp, VS) eine
entsprechende Anderung im Umweltschutzgesetz. Mit der Anpassung sollen den
Kantonen Instrumente in die Hand gegeben werden, die es ihnen ermdglichen, den
Verursacher zu ermitteln und unter Bertcksichtigung des Verhéaltnismassigkeitsprinzips
zur Verantwortung zu ziehen. Nachdem die stéanderéatliche Kommission dem Geschéft
bereits im Vorjahr glnstig gestimmt war, gab ihm auch die nationalratliche Kommission
Folge. Somit hat die UREK-SR innert zwei Jahren einen Erlassentwurf auszuarbeiten,
der danach dem Parlament unterbreitet wird. ?

In der Dezembersession wurde dem Standerat ein Entwurf der UREK-SR zur Anderung
des Umweltschutzgesetzes prasentiert, mit welchem sichergestellt werden soll, dass
der Verursacher aufgrund frihzeitiger Regelung der Kosteniibernahme fiir
Untersuchung, Uberwachung und Sanierung belasteter Standorte zur Rechenschaft
gezogen werden kann. Der Gesetzesentwurf basiert auf einer parlamentarischen
Initiative Fournier (cvp, VS), der im Vorjahr Folge gegeben wurde. Zum einen erlaubt der
Entwurf den Kantonen, von den Verursachern eine finanzielle Sicherstellung
einzufordern, flr den Fall, dass eine oder mehrere der drei oben erwahnten
Massnahmen als notwendig erachtet wirden. Zum anderen wird mit der
Gesetzesanpassung im Falle der Ubertragung oder Aufteilung eines auf einem
belasteten Standort eingetragenen Grundstlickes eine kantonale Bewilligungspflicht
erforderlich. Letztere wird erteilt, sofern die Kostenibernahme der ndtigen
Massnahmen weiterhin gesichert ist und die Handanderung respektive Aufteilung die
Sanierung nicht behindert. Der Entwurf wurde im Frihjahr in die Vernehmlassung
geschickt, wo er von der Grossmehrheit der 57 Teilnehmer, darunter alle
stellungnehmenden Kantone, vorbehaltslos oder mit kleinen Anderungsantrégen
begrisst wurde. Von den Parteien lehnte die SVP den Entwurf ab. Darlber hinaus
ausserten sich unter anderem Economiesuisse und diverse Bauverbande ablehnend
zum Entwurf. Der Standerat nahm eine leicht angepasste Vorlage mit 33 zu 5 Stimmen
an und Uberwies das Geschaft an den Nationalrat, der sich im Berichtsjahr noch nicht
dazu jusserte. *

In der Fruhjahrssession behandelte der Nationalrat als Zweitrat die auf eine
parlamentarische Initiative Fournier (cvp, VS) zuriickgehende Anderung des
Umweltschutzgesetzes zur Regelung der Kosteniibernahme fiir Untersuchung,
Uberwachung und Sanierung belasteter Standorte durch die Verursacher. Eine
frihzeitige Ermittlung des Verursachers soll verhindern, dass das Gemeinwesen
zuklnftig aufgrund unbekannter Verursacher zur Verantwortung gezogen werden muss.
Dem Rat lag ein burgerlicher Minderheitsantrag auf Nichteintreten vor, der sich gegen
die Beschneidung der féderalen Kompetenzen wehrte. Einige Kantone héatten fur diese
Problematik bereits besser zugeschnittene Lésungen gefunden. Der Minderheitsantrag
fand aber praktisch nur bei der SVP Unterstitzung und somit trat auch der Zweitrat auf
das Geschéft ein. In der Folge beantragte eine fast identische Kommissionsminderheit
drei Anderungen, die allesamt auf die Abschwachung des Umfangs und der
Bedingungen der Sicherstellung durch den Verursacher abzielten. Keiner dieser Antrage
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fand jedoch eine Mehrheit im Rat. Aufgrund Festhaltens am Entwurf des Bundesrates
entstand eine kleinere Differenz zum Standerat, welche dieser jedoch in der
Differenzbereinigung diskussionslos aus der Welt schaffte. Das Geschaft gelangte somit
noch in der Friihjahrssession in beiden Raten zur Schlussabstimmung. Die Anderung
des Umweltschutzgesetzes passierte den Standerat mit 34 zu 4 Stimmen und den
Nationalrat mit 130 zu 54 Stimmen unter Opposition der SVP und einzelner Mitglieder
der FDP-Liberalen-Fraktion. Die Referendumsfrist verstrich unbenutzt. *

1) NZZ, 20.11.10.

2) www.parlament.ch

3) BBI, 2012, S. 9301f. und 9403 ff.

4) AB NR, 2013, S. 6 ff. und 533; AB SR, 2013, S. 232 f. und 363; BBI, 2013, S. 2531 f.
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